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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. ob und wenn ja, welche Veränderungen es bei den 44 G9-Versuchsschulen seit
Amtsantritt der CDU-Kultusministerin Dr. Susanne Eisenmann gegeben hat;

2. ob diese Veränderungen auf Beschlüsse des Lehrerkollegiums zurückgehen,
welche Gremien hierbei mitgearbeitet haben und welche Rolle hierbei das Kul-
tusministerium gespielt hat;

3. wie sich die Anmeldezahlen bei G9-Gymnasien darstellen im Vergleich zu den
G8-Gymnasien;

4. wie die Stundentafel des Pflichtunterrichts und des Wahlpflichtunterrichts der
44 G9-Versuchsschulen aussehen pro Jahr; 

5. wie viele der G9-Gymnasien und wie viele der G8-Gymnasien in Baden-Würt-
temberg als Halbtagsschule geführt werden unter Darlegung, bis zu welcher
Klassenstufe des G8- bzw. G9-Gymnasiums auf Nachmittagsunterricht ganz
verzichtet werden kann; 

6. ob dem Kultusministerium neue Erkenntnisse, die für sie relevant sind, bekannt
geworden sind bezüglich der gesundheitlichen Verträglichkeit; 

7. ob das Kultusministerium eine Ungleichbehandlung der Schüler darin sieht,
dass in der Gemeinschaftsschule die Schüler in neun Jahren zum Abitur geführt
werden, im regulären Gymnasium jedoch in acht Jahren auf den gleichen Leis -
tungsstandard kommen müssen; 

Antrag

der Fraktion der AfD 

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Das neunjährige Gymnasium in Baden-Württemberg 
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8. ob sie bei der Überprüfung der Schulversuche auch die G9-Modellstandorte
einbeziehen wird; 

9. welche Rückmeldungen sie aus der Elternschaft der G9-Schulstandorte be-
kommt bezüglich des gewünschten Erhalts der Versuchsschulen;

10. welche Schlüsse die Landesregierung aus den Entwicklungen – sofern be-
kannt – in Bayern und Nordrhein-Westfalen zieht, die sich für eine Rückkehr
zum neunjährigen Gymnasium entschieden haben; 

11. ob sie die Beweggründe, welche zu einer Rückkehr zum neunjährigen Gym-
nasium ausschlaggebend waren, auch für zutreffend in Baden-Württemberg
hält und wenn nicht, warum nicht; 

12. nach welchen Kriterien die Bewertung der wissenschaftlichen Untersuchung
des Modellschulversuchs G9 vorgenommen werden wird unter Angabe des
Zeitpunkts, bis wann mit der Vorlage der Ergebnisse der wissenschaftlichen
Untersuchung zu rechnen ist;

13. ob die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchung einen Einfluss auf die
Fortführung der 44 Modellschulen bzw. deren Ausweitung haben werden und
wenn nein, warum nicht;

14. ob sie in Erwägung zieht, ein Referendum oder eine Volksbefragung zur Fra-
ge G8 oder G9 zu initiieren und wenn nein, warum nicht.

18. 04. 2018

Gögel, Dr. Balzer 

und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die Frage nach dem achtjährigen oder neunjährigen Gymnasium bewegt viele El-
tern. Seit der Einführung des achtjährigen Gymnasiums in Baden-Württemberg
klagen Eltern und Schüler über Schulstress, oft verbunden mit Überforderung.
Nach Niedersachsen und Schleswig-Holstein haben sich nun auch Nordrhein-
Westfalen und Bayern zur Rückkehr zum neunjährigen Gymnasium entschlossen. 

Für eine gesunde Entwicklung von Kindern und Jugendlichen ist es unabdingbar,
dass im Tagesablauf genügend freie Zeit für Sport und zur Erholung vorgesehen
ist. Gerade Kinder haben einen großen Bewegungsdrang. Wenn dieser Bewe-
gungsdrang im Tagesablauf nicht genügend berücksichtigt wird, kann dies die ge-
sunde Entwicklung beeinträchtigen oder zu Aggressionen führen, die das soziale
Miteinander in Schule und Familie empfindlich stört. Selbst beim sogenannten
„rhythmisierten Ganztag“ stehen nach Meinung der Antragsteller den Lernphasen
zu wenige Phasen der freien Bewegung, aber auch zu wenig Phasen der echten
Entspannung gegenüber. Durch die Gruppengröße im Klassenverband sind oft so-
wohl die Phasen der echten Entspannung als auch die Phasen der echten Konzen-
tration nur schwer möglich. Viele Eltern wünschen sich Zeit mit ihren Kindern,
um Freizeitgestaltung in der Familie wieder möglich zu machen. Erziehung ist in
diesem Sinne nicht in erster Linie das Weitergeben von moralischen Maßstäben
und Verhaltensregeln, sondern ein Hineinleben in soziale Zusammenhänge. Dies
können auch die gemeinsame Teilnahme am Leben eines Vereins sein oder das
gemeinsame Trainieren einer Sportart. Für ein gesundes Heranwachsen der
Schüler ist intellektuelle Überforderung auf alle Fälle zu vermeiden. Freiwilliges
Lernen durch Hobby und Freizeit sind hingegen unabdingbar für die gesunde Ent-
wicklung. Denn Freizeitaktivitäten sind wichtig für die Persönlichkeitsentwick-
lung. Noch so durchdachte pädagogische Konzepte könnten die Vorzüge dieser
freiwilligen Initiativen nicht aufwiegen. 
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Schüler sollen so wieder mehr Zeit und Möglichkeiten bekommen, sich am Nach-
mittag sportlich, musikalisch, sozial, politisch, kirchlich oder für Natur und Um-
welt zu engagieren. Wichtig sind den Antragstellern auch die vielen kirchliche Ju-
gendgruppen und die Jugendinitiativen der Vereine. Hier stehen wichtige Inhalte
im Vordergrund, es geht um mehr als nur „Betreuung“. Es sollte im Tagesablauf
am Nachmittag eine feste Zeit vorhanden sein, in der diesen Aktivitäten nachge-
gangen werden kann und soll. Diese Zeit sollte zudem zu einer Tageszeit sein, in
der auch bei den Schülern noch mit Konzentration und Leistungsfähigkeit zu
rechnen ist. 

Sowohl Leistungssport als auch das Erlernen eines Instruments erfordern tägli-
ches Üben und tägliches Training. Schon der einmalige Nachmittagsunterricht
kann hier Unruhe hineinbringen und das tägliche Üben oder das tägliche Training
unterbrechen. Private Freizeit bietet die Möglichkeit, private Interessen zu vertie-
fen und sich im Vorgriff auf ein Studium Wissen anzueignen. Für eine psychisch
und physisch gesunde Entwicklung der jungen Menschen sind Freiräume unab-
dingbar. 

In vielen Studienfächern wird die vordergründig eingesparte Zeit des G8 oft dazu
benötigt, in Vorbereitung auf das Hochschulstudium Vorkurse und Brückenkurse
zu absolvieren, da das notwendige Wissen der Schulzeit nicht genügend geübt
und gefestigt wurde. Eine Vertiefung der Unterrichtsinhalte ist wichtig für den
späteren Erfolg im Studium. Sie ist aber auch wichtig für den menschlichen Rei-
feprozess.

Das allgemein bildende Abitur soll zu einer fundierten Hochschulreife führen, die
keine Vorsemester erfordert. Die Schüler sollen im Gymnasium mehr Zeit haben,
den gelernten Stoff durch Üben und Anwenden zu vertiefen. Die Vermittlung der
Lerninhalte sollte nach Möglichkeit immer zum geeigneten Entwicklungszeit-
punkt der Schüler geschehen. Durch die heute frühere Einschulungszeit und die
Beschleunigung im G8 ist dies besonders in den Fächern Deutsch, Geschichte und
Gemeinschaftskunde oft nicht mehr gegeben.

Aus Elternkreisen erfahren die Antragsteller, dass viele Familien sich eine Rück-
kehr zum neunjährigen Gymnasium und eine Entzerrung des Unterrichts wün-
schen. Neben der zunehmenden Heterogenität der Schüler und den gesellschaft -
lichen Herausforderungen, denen die Schule zu begegnen hat, sollte auch der
Wunsch nach mehr Zeit für die Persönlichkeitsentwicklung berücksichtigt wer-
den. Zudem stehen hier grundsätzlich widerstreitende Zielvorstellungen einer
staatlich verwalteten Kindheit oder einer individuell und familiär gestalteten
Kindheit und Jugend gegeneinander. Diese sind so wichtig, dass die Entscheidung
hierüber nach Möglichkeit dem Wähler selbst zur Entscheidung vorgelegt werden
sollte.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 8. Mai 2018 Nr. 37-/6615.00/173 nimmt das Ministerium für
Kultus, Jugend und Sport zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. ob und wenn ja, welche Veränderungen es bei den 44 G9-Versuchsschulen seit
Amtsantritt der CDU-Kultusministerin Dr. Susanne Eisenmann gegeben hat;

Am 25. April 2017 hat der Ministerrat der Verlängerung des Schulversuchs „Zwei
Geschwindigkeiten zum Abitur am allgemein bildenden Gymnasium“ um weitere
fünf Jahre zugestimmt. Die Verlängerung musste von den bereits einbezogenen
Schulen bzw. vom Schulträger formal beantragt werden. Innerhalb des Antrags-
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zeitraumes haben 43 der 44 am Schulversuch teilnehmenden öffentlichen Gymna-
sien einen Antrag auf Verlängerung des Schulversuchs gestellt. Eine Schule hat
von der Möglichkeit der Verlängerung keinen Gebrauch gemacht. 

2. ob diese Veränderungen auf Beschlüsse des Lehrerkollegiums zurückgehen,
welche Gremien hierbei mitgearbeitet haben und welche Rolle hierbei das Kul-
tusministerium gespielt hat;

Voraussetzung für die Verlängerung des Schulversuchs war ein Antrag des Schul-
trägers und die Beteiligung der schulischen Gremien. Die Schulträger mussten
konkret für eine Verlängerung des Schulversuchs ab dem Schuljahr 2019/2020
bzw. 2020/2021 bis zum 1. Januar 2018 beim Kultusministerium einen Antrag auf
Verlängerung stellen. Der Antrag auf Verlängerung des Schulversuchs konnte nur
von denjenigen öffentlichen und privaten Gymnasien gestellt werden, die im Ge-
nehmigungszeitraum der ersten und zweiten Tranche in den Schulversuch aufge-
nommen wurden.

3. wie sich die Anmeldezahlen bei G9-Gymnasien darstellen im Vergleich zu den
G8-Gymnasien;

Die Schülerzahlen insgesamt und in Klassenstufe 5 an den öffentlichen allgemein
bildenden Gymnasien in Baden-Württemberg im Schuljahr 2017/2018 sind in der
Anlage auf Dienststellen-Ebene dargestellt, getrennt nach 8-jährigem Bildungs-
gang (einschl. Progymnasien, ohne Aufbaugymnasien) und nach 9-jährigem Bil-
dungsgang (ohne Aufbaugymnasien).

4. wie die Stundentafel des Pflichtunterrichts und des Wahlpflichtunterrichts der
44 G9-Versuchsschulen aussehen pro Jahr; 

Der neunjährige Bildungsgang am Gymnasium bietet durch das zusätzliche Schul-
jahr in der Summe mehr schulische Lernzeit. Für Zusatzstunden, insbesondere in
Deutsch, Mathematik und Fremdsprachen, werden zusätzliche Ressourcen im Um-
fang von zwölf Lehrerwochenstunden pro Zug bereitgestellt. Damit erhöht sich der
Umfang der Kontingentstundentafel von 194 auf 206 Jahreswochenstunden.

Inhaltliche Grundlage des neunjährigen Bildungsgangs am Gymnasium ist wie im
achtjährigen Bildungsgang der jeweils gültige Bildungsplan des Gymnasiums, der
Standards für verschiedene Klassenstufen ausweist. Mögliche Modelle sind dabei
entweder eine Dehnung der Standards 6, 8, 10 über den gesamten Bildungsgang
der Klassen 5 bis 11, also eine durchgängige Entschleunigung, oder eine Dehnung
der Standards 8 und 10 auf die Klassen 7 bis 11, also eine Entlastung der Mittel-
stufe. Fächer, mit denen im achtjährigen Bildungsgang ab Klasse 6 oder höher be-
gonnen wird, können je nach Modell auch um ein Jahr versetzt eingeführt werden;
dies gilt insbesondere für die zweite Fremdsprache (Klasse 7) und die Profilfächer
(Klassen 9, 10, 11). Weitere Modelle sind nach Prüfung durch das Kultusministe-
rium möglich.

Die konkrete schulische Umsetzung des jeweiligen Modells liegt in der Verant-
wortung der Schulen und ist passgenau auf die schulischen Gegebenheiten zuge-
schnitten. Insofern liegen dem Kultusministerium keine Stundentafeln der Mo-
dellschulen vor.

5. wie viele der G9-Gymnasien und wie viele der G8-Gymnasien in Baden-Würt-
temberg als Halbtagsschule geführt werden unter Darlegung, bis zu welcher
Klassenstufe des G8- bzw. G9-Gymnasiums auf Nachmittagsunterricht ganz
verzichtet werden kann; 

Ganztagsangebote gibt es in Baden-Württemberg bereits seit mehr als 40 Jahren.
Diese wurden seit 2006 auf der Grundlage eines ersten Landeskonzepts systema-
tisch ausgebaut. 140 öffentliche G8-Gymnasien und 31 private G8-Gymnasien
sowie 26 öffentliche und 7 private G9-Gymnasien werden als „Halbtagsschule“
und damit nicht als Gymnasien in Ganztagsform bzw. mit Ganztagsangeboten ge-
führt. 
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Das Kultusministerium hat mit Ministerratsbeschluss im Jahr 2010 festgelegt,
dass alle Schülerinnen und Schüler am Gymnasium von Klasse 5 bis zum Abitur
nicht mehr als die von den Ländern in der Kultusministerkonferenz (KMK) ver-
einbarten 265 Jahreswochenstunden Pflichtunterricht haben. Darüber hinaus sol-
len die Schülerinnen und Schüler der Klassen 5 und 6 mindestens an drei Nach-
mittagen keinen Pflichtunterricht haben, in den Klassen 7 bis 9 an mindestens
zwei Nachmittagen. Zudem dürfen in den Klassen 5 bis 6 höchstens 32 Wochen-
stunden unterrichtet werden. Ausnahmen von diesen Vorgaben sind möglich, die
Schule muss nach einer Befassung der Gremien (Gesamtlehrerkonferenz und
Schulkonferenz), eine Ausnahme bei der Schulaufsicht beantragen. Die Umset-
zung dieser Eckpunkte liegt in der Verantwortung der einzelnen Schulen. Ausge-
hend von der Kontingentstundentafel ergeben sich für das achtjährige Gymnasi-
um in den Klassen 5 bis 10 durchschnittlich 32,3 Unterrichtsstunden pro Woche;
an den Modellschulen liegt der Durchschnitt in den Klassen 5 bis 11 bei 29,4 Un-
terrichtsstunden pro Woche.

6. ob dem Kultusministerium neue Erkenntnisse, die für sie relevant sind, bekannt
geworden sind bezüglich der gesundheitlichen Verträglichkeit; 

Auf die Antwort zu Ziffer 10 und 11 wird verwiesen. 

7. ob das Kultusministerium eine Ungleichbehandlung der Schüler darin sieht,
dass in der Gemeinschaftsschule die Schüler in neun Jahren zum Abitur geführt
werden, im regulären Gymnasium jedoch in acht Jahren auf den gleichen Leis -
tungsstandard kommen müssen; 

Das allgemein bildende Gymnasium ist der direkte Weg zum Abitur und führt in
acht Jahren zur allgemeinen Hochschulreife. Das Gymnasium vermittelt gemäß
Schulgesetz Schülerinnen und Schülern mit entsprechenden Begabungen und Bil-
dungsabsichten eine breite und vertiefte Allgemeinbildung, die zur Studierfähig-
keit führt. 

Es ist in Baden-Württemberg mit einem anschlussfähigen Bildungswesen aber
auch möglich, neben dem achtjährigen Gymnasium in einem längeren Zeitkorri-
dor zum Abitur zu gelangen. Zu nennen sind hier die Gemeinschaftsschulen, die
einen neunjährigen Bildungsgang zum Abitur anbieten, sowie der Weg über die
beruflichen Gymnasien. 

Die Gemeinschaftsschule bietet in allen Fächern Unterricht auf dem grundlegen-
den, dem mittleren und dem erweiterten Niveau an, führt damit zum Hauptschul-
abschluss wie zum Realschulabschluss und eröffnet einen neunjährigen Weg zum
Abitur. Die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe der Gemeinschaftsschule
ist identisch mit der Abiturprüfung am allgemein bildenden Gymnasium und fin-
det zeitgleich statt.

8. ob sie bei der Überprüfung der Schulversuche auch die G9-Modellstandorte
einbeziehen wird; 

Auf die Antwort zu Ziffer 1 wird verwiesen. Der Schulversuch wurde mit Minis -
terratsbeschluss 2017 um fünf Jahre verlängert, eine Überprüfung steht insofern
derzeit nicht an.

9. welche Rückmeldungen sie aus der Elternschaft der G9-Schulstandorte be-
kommt bezüglich des gewünschten Erhalts der Versuchsschulen;

Auf die Antwort zu Ziffer 2 wird verwiesen. Der Antrag auf Verlängerung des
Schulversuches wurde mit Beteiligung der schulischen Gremien gestellt. Die El-
ternschaft ist in der Schulkonferenz vertreten. Es ist also davon auszugehen, dass
die Elternschaft an den 43 antragstellenden Schulen dem Erhalt des Angebots po-
sitiv gegenübersteht.
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10. welche Schlüsse die Landesregierung aus den Entwicklungen – sofern be-
kannt – in Bayern und Nordrhein-Westfalen zieht, die sich für eine Rückkehr
zum neunjährigen Gymnasium entschieden haben; 

11. ob sie die Beweggründe, welche zu einer Rückkehr zum neunjährigen Gymna-
sium ausschlaggebend waren, auch für zutreffend in Baden-Württemberg hält
und wenn nicht, warum nicht; 

Auf die Antwort zu Ziffer 1 wird verwiesen. Baden-Württemberg orientiert sich
bei der Weiterentwicklung der Bildungslandschaft auch an den Erkenntnissen der
empirischen Bildungsforschung.

Die von Herrn Prof. Dr. Ulrich Trautwein an der Universität Tübingen im Jahr
2015 erstellte Studie „Konsequenzen der G8-Reform“ konnte nicht nur aufzeigen,
dass es in den Abiturjahrgängen 2011, 2012 und 2013 keine Unterschiede bei den
Abiturnoten der ersten G8- und letzten G9-Schülerinnen und Schüler und keine
oder nur geringfügige Unterschiede bei den Kompetenzen in Mathematik, Physik
und Biologie gab. In Bezug auf die zeitlichen Freiräume für außerschulische Akti-
vitäten zeigte sich außerdem, dass sich das Freizeitverhalten der Schülerinnen und
Schüler in G8 und G9 bei der Mehrheit der erfragten Bereiche nicht unterschied.
Hierzu zählten etwa die Bereiche „Lesen“, „Orchester, Kirchengruppen oder an-
dere Gruppen“, „Zeit mit der Familie verbringen“, „Computer spielen, chatten“
oder „andere Hobbys“.

Die Ergebnisse der Studie wurden in einer von der Stiftung Mercator beauftragten
Expertise (2017) bestätigt. Es konnten weder positive noch negative Effekte von
G8 oder G9 aufgewiesen werden. Bei der Expertise handelt es sich um eine Erhe-
bung und Zusammenstellung verschiedener empirischer Studien in Deutschland
zur Einführung und zu den Folgen der G8-Reform.

Zentrale Erkenntnis dieser Expertise von Herrn Prof. Dr. Olaf Köller vom Leibniz-
Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften und Mathematik in Kiel ist,
dass die G8-Reform keine negativen Folgen hat. Zwischen G8- und G9-Abiturien-
ten lassen sich keine Unterschiede in der fachlichen Leistung nachweisen. Auch
sind die G8-Schülerinnen und -Schüler nicht schlechter auf die Anforderungen ei-
nes Studiums vorbereitet als solche in G9. Durch die G8-Reform haben Schülerin-
nen und Schüler zwar etwas weniger Zeit für außerschulische Aktivitäten. Dies
wirkt sich aber nicht auf die Anzahl von Mitgliedschaften in Vereinen aus. 

12. nach welchen Kriterien die Bewertung der wissenschaftlichen Untersuchung
des Modellschulversuchs G9 vorgenommen werden wird unter Angabe des
Zeitpunkts, bis wann mit der Vorlage der Ergebnisse der wissenschaftlichen
Untersuchung zu rechnen ist;

13. ob die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchung einen Einfluss auf die
Fortführung der 44 Modellschulen bzw. deren Ausweitung haben werden und
wenn nein, warum nicht;

Eine wissenschaftliche Begleitung des Schulversuchs „Zwei Geschwindigkeiten
zum Abitur am allgemein bildenden Gymnasium“ findet aus Ressourcengründen
nicht statt. Dies hat die Landesregierung zum Start des Schulversuchs in der letz-
ten Legislaturperiode so entschieden. Das Kultusministerium begleitet den o. g.
Schulversuch mit einer kriterialen Berichtlegung. Dabei stehen auch die Bezüge
des Bildungsplans 2016 im Blickpunkt. 

14. ob sie in Erwägung zieht, ein Referendum oder eine Volksbefragung zur Fra-
ge G8 oder G9 zu initiieren und wenn nein, warum nicht.

Auf die Antwort zu Ziffer 1 wird verwiesen. Das Kultusministerium wird die Ent-
wicklung der Modellschulen beobachten, weitere Schritte sind nicht geplant.

Dr. Eisenmann

Ministerin für Kultus,
Jugend und Sport 
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